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Empfehlung fir eine
EMPFEHLUNG DESRATES

zum nationalen Reformprogramm L uxemburgs 2011

und Stellungnahme des Rates

zum aktualisierten Stabilitatsprogramm Luxemburgs fur 2011-2014

DER RAT DER EUROPAISCHEN UNION -

gestitzt auf den Vertrag Uber die Arbeitsweise der Europaischen Union, insbesondere auf
Artikel 121 Absatz 2 und Artikel 148 Absatz 4,

gestutzt auf die Verordnung (EG) Nr. 1466/97 des Rates vom 7. Juli 1997 Uber den Ausbau
der haushaltspolitischen Uberwachung und der Uberwachung und Koordinierung der
Wirtschaftspolitiken®, insbesondere auf Artikel 5 Absatz 3,

auf Empfehlung der Europaischen Kommission?,

unter Beriicksichtigung der Schlussfolgerungen des Européischen Rates,
nach Stellungnahme des Beschéftigungsausschusses,

nach Anhorung des Wirtschafts- und Finanzausschusses,

in Erwagung nachstehender Grinde:

() Am 26.Méarz 2010 nahm der Europédische Rat den Vorschlag der Européischen
Kommission fUr eine neue Wachstums- und Beschéftigungsstrategie, (" Europa 2020")
an; diese Strategie stiitzt sich auf eine engere Koordinierung der Wirtschaftspolitik in
den Schlisselbereichen, in denen Malinahmen ergriffen werden mussen, um Europas
Potenzial fur nachhaltiges Wachstum und Wettbewerbsfahigkeit zu erhohen.

(20 Am 13.Jduli 2010 nahm der Rat eine Empfehlung zu den Grundzigen der
Wirtschaftspolitik der Mitgliedstaaten und der Union (2010 bis 2014) und am
21. Oktober 2010 einen Beschluss dber Letlinien fur beschaftigungspolitische
MaRnahmen der Mitgliedstaaten® an, die zusammen die "integrierten Leitlinien”
bilden. Die Mitgliedstaaten wurden aufgefordert, bei der Ausgestaltung ihrer
nationalen Wirtschaftss und Beschaftigungspolitik den integrierten Leitlinien
Rechnung zu tragen.

1 ABI. L 209 vom 2.8.1997, S. 1.
2 ABI. C,S..
3 Fir 2011 aufrechterhalten durch den Beschluss 2011/308/EU des Rates vom 19. Mai 2011.
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Am 12. Januar 2011 nahm die Kommission den ersten Jahreswachstumsbericht an, mit
dem ein neuer Zyklus wirtschaftspolitischer Steuerung in der EU und gleichzeitig das
erste Européische Semester einer in der Strategie Europa 2020 verankerten integrierten
Ex-ante-Politikkoordinierung eingel eitet wurden.

Am 25 Mérz 2011 hilligte der Europdasche Rat (im Einklang mit den
Schlussfolgerungen des Rates vom 15. Februar und 7. Marz 2011 und im Anschluss an
den Jahreswachstumsbericht der Kommission) die Prioritdéten foar die
Haushaltskonsolidierung und Strukturreform. Er betonte die Notwendigkeit, der
Wiederherstellung solider Staatshaushalte und der langfristigen Tragfahigkeit der
offentlichen Finanzen, dem Abbau der Arbeitdosigkeit durch Reformen des
Arbeitsmarkts sowie neuen Anstrengungen zur Steigerung des Wachstums Prioritét
einzurdumen. Er forderte die Mitgliedstaaten auf, diese Prioritéten in konkrete
Mal3nahmen umzusetzen und sie in ihre Stabilitéts- bzw. Konvergenzprogramme und
nationalen Reformprogramme aufzunehmen.

Am 25.Maz 2011 ersuchte der Europdische Rat die am Euro-Plus-Pakt
teilnehmenden Mitgliedstaaten auf3erdem, ihre Verpflichtungen so zeitig vorzulegen,
dass sie in ihre Stabilitdts- bzw. Konvergenzprogramme sowie in ihre nationaen
Reformprogramme aufgenommen werden kénnen.

Am 29. April 2011 legte Luxemburg seine Stabilitatsprogrammaktualisierung fur 2011
vor, die den Zeitraum 2011-2014 abdeckt, sowie sein nationales Reformprogramm fur
2011. Um den Wechselbeziehungen zwischen beiden Programmen Rechnung zu
tragen, wurden sie gleichzeitig bewertet.

Angesichts des aul¥erordentlichen Stellenwerts des Finanzsektors in  der
luxemburgischen Wirtschaft hat Luxemburg die Wirtschafts- und Finanzkrise relativ
gut bewdltigt. Nachdem das BIP 2009 um 3,6 % sank, hat sich die Wirtschaft 2010
rasch erholt. So stieg das BIP um rund 3,5 %, was zum gréfdten Tell auf einen Anstieg
der offentlichen Ausgaben zurtickzufiihren war, den die Regierung im Rahmen des
Europédischen Konjunkturprogramms beschlossen hatte, sowie auf ein starkes
Wachstum der Nettoexporte. Die Beschaftigungslage blieb robust, was zum Teil durch
einen erheblichen Ruckgriff auf von den Behtrden geforderte Kurzarbeitsregelungen
bedingt war. Seit Anfang 2008 war ein Anstieg der Arbeitslosigkeit zu verzeichnen,
die sich auf einen fir Luxemburg historisch hohen Wert von rund 6 % einpendelte.
Trotz der Rezession blieben die 6ffentlichen Finanzen Luxemburgs dank der glinstigen
Ausgangslage mit einem Defizit von 1,7 % und einem Bruttoschuldenstand von
18,4 % im Jahr 2010 relativ solide.

[Auf der Grundlage der Bewertung des aktualisierten Stabilitétsprogramms nach der
Verordnung (EG) Nr. 1466/97 des Rates ist der Rat der Auffassung, dass| das
makrookonomische Szenario, das den Haushaltsprojektionen zugrunde liegt, im
Vergleich zu den Frihjahrsprognosen 2011 der Kommissionsdienststellen etwas
vorsichtig ausféllt. Dem Programm zufolge wird ein Defizitziel von 1,0 % fur 2011
veranschlagt, was der Frihjahrsprognose der Kommissionsdienststellen entspricht.
Unter Annahme einer unveranderten Politik projiziert das Programm eine
Verschlechterung des nominalen Defizits im Jahr 2012 auf 1,5 % des BIP, bevor es
sich bis 2014 wieder allméhlich auf einen Wert von 0,8 % des BIP einpendelt. Die
Prognosen der Kommissionsdienststellen sind etwas optimistischer, da sie von einem
Defizit von 1,1 % des BIP im Jahr 2012 ausgehen. Sie stiitzen sich dabei auf ein
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gunstigeres makrookonomisches Szenario und einen geringeren Anstieg der
Ausgaben. Im Programm ist das Erreichen des mittelfristigen Haushaltsziels (‘Medium
Term Objective’, nachfolgend 'MTO") wahrend des Programmzeitraums 2011-2014
nicht vorgesehen, das als ein struktureller Uberschuss von 0,5 % des BIP definiert
wird. Vielmehr durfte sich der strukturelle Saldo (nach Neuberechnungen der
Kommissionsdienststellen aufgrund der Programminformationen und nach der
gemeinsamen Methodik) allmahlich von einem Uberschuss von 0,3 % im Jahr 2011
auf ein Defizit von 0,8 % im Jahr 2014 verschlechtern.

Unter Annahme eines nachhaltig robusten BIP-Wachstums konnten die offentlichen
Finanzen Luxemburgs von einer weiteren Verbesserung des strukturellen Saldos
profitieren und bereits 2012 das MTO-Ziel erreichen. Dies wirde dem Land ein
Sicherheitspolster im Hinblick auf einen eventuellen kiinftigen Konjunkturriickgang
verschaffen und sich positiv auf die langfristige Tragfahigkeit der offentlichen
Finanzen auswirken. Angesichts der erwarteten Auswirkungen impliziter
Verpflichtungen, die sich aus der Bevolkerungsalterung ergeben, wére es fir
Luxemburg von Vorteil, sich ein ehrgeizigeres MTO-Ziel zu stecken.

Der Anstieg der altersbedingten 6ffentlichen Ausgaben in Luxemburg in den néchsten
Jahrzehnten dirfte einer der héchsten in der EU sein. Die kurzfristige Finanzierung
des Altersversorgungssystems wird derzeit von einem geringen Anteil von im Alter
abhangigen Menschen getragen und héngt teilweise von den Beitrégen der relativ
jungen Bevolkerung grenzibergreifend tétiger Arbeitnehmer ab. In Zukunft werden
sich beide Faktoren umkehren und die Altersversorgungskosten dirften erheblich
steigen. Auch wenn die Regierung erhebliche Vermdgenswerte akkumuliert hat und
die Altersversorgungsriicklagen nach wie vor steigen, wird dies die Nachhaltigkeit des
Systems nicht garantieren konnen. Dartber hinaus ist die Beschaftigungsquote &lterer
Arbeitnehmer (zwischen 55 und 64 Jahren) mit 38,2% (2009) mit eine der niedrigsten
in der EU-27 (EU-Durchschnitt: 46%). Wahrend das gesetzliche Rentenalter eigentlich
bei 65 Jahren liegt, gestattet das luxemburgische Altersversorgungssystem einen
friheren Eintritt in den Ruhestand mit praktisch keinen Abzigen von der
Altersversorgung, die zudem noch vergleichsweise hoch liegt. Folglich liegt das
durchschnittliche Pensionsalter bel 59,4 Jahren, was die Kosten fur das
Altersversorgungssystem in die Hohe treibt. Die Regierungsplane fur eine
Altersversorgungsreform sehen ein neues Modell vor, demzufolge die Arbeitnehmer
langer freiwillig in Arbeit gehalten werden sollen. Dies wirde die Abhangigkeitsquote
vom Altersversorgungssystem verbessern. Allerdings wirde dieser Mechanismus nur
neu in Rente oder Pension gehende Arbeitnehmer und nur den Teil der Karriere nach
dem Inkrafttreten der Reform betreffen, d. h. er wirde erst in 40 Jahren volle Wirkung
zeitigen.

Seit Beginn des letzten Jahrzehnts haben die Press und die
K ostenwettbewerbsfahigkeit Luxemburgs erhebliche Einbuf3en hinnehmen missen.
Grund dafur sind die Entwicklungen bel den Lohnen und Gehdltern sowie der
Produktivitét. Wahrend des Zeitraums 2000-2010 stiegen die Lohnstlickkosten in
Luxemburg fast einundeinhalbmal schneller als im EU-15-Durchschnitt und mehr as
finfmal schneller als in Deutschland. Dank der V ereinbarung zwischen Regierung und
Gewerkschaften, die Anwendung der automatischen Lohnindexierung vom
Fruhjahr 2011 auf Oktober 2011 zu verschieben, wird eine erhebliche Maldigung des
realen Lohnwachstums fir 2011 zu verzeichnen sein. Uber den entsprechenden
Schwellenwert muss noch beschlossen werden. In Anbetracht der derzeitigen
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Inflationsprognose konnte die néchste automatische Indexierung bereits im
Frohjahr 2012  erfolgen, womit  die  friheren  Vorteile  bei der
K ostenwettbewerbsfahigkeit zunichte gemacht wirden.

Trotz des historisch hohen Beschéftigungswachstums liegt die Beschéftigungsguote
der gebietsansdssigen Bevolkerung unter dem EU-Durchschnitt, insbesondere an
beiden Extremen des Altersspektrums. Von den in den letzten Jahren geschaffenen
Arbeitsplétzen haben vor allem Gebietsfremde profitiert. Auch wenn der seit 2008
verzeichnete Anstieg bel der Arbeitsosigkeit rezessionsbedingt ist, hat er in immer
stérkerem Mal3e strukturellen Charakter, was sich durch die Tatsache belegen 1&sst,
dass die Beschéftigung wahrend der Wachstumsjahre vor der Krise um rund 4 %
jahrlich steigen musste, um einen marginaen Rickgang der Arbeitslosigkeit zu
bewirken. Die Jugendarbeitdosigkeit lag mit 16,1 % im Jahr 2010 im Vergleich zu
6 % bei der Erwerbsbevolkerung relativ hoch. Die Arbeitslosenquote hangt stark vom
Bildungsniveau ab. Junge Gebietsansassige stehen mit Gebietsfremden, die oftmals
das gleiche oder sogar ein besseres Bildungsniveau aufweisen, im heftigen
Wettbewerb um offene Stellen.

Im Rahmen des Euro-Plus-Pakts’ ist die luxemburgische Regierung eine Reihe von
Verpflichtungen eingegangen, die sich auf die vier Bereiche des Pakts beziehen. Aus
haushaltspolitischer  Sicht  hiel3 die Regierung die Grundzige einer
Altersversorgungsreform gut und verpflichtete sich, sie bis Ende 2011 zum Abschluss
zu bringen. Zur Starkung der Finanzstabilitét sollen die Widerstandsfahigkeit des
Finanzsektors mittels Regulierung und Uberwachung auf européischer und
internationaler Ebene ausgebaut sowie die Bemuhungen um eine strukturelle
Diversifizierung der luxemburgischen Wirtschaft fortgesetzt werden. Die
Beschéftigungsmalinahmen konzentrieren sich auf eine Effizienzsteigerung bel der
aktiven Arbeitsmarktpolitik (Reform der "Administration de I'Emploi”) sowie eine
Forderung des lebendangen Lernens im Privatsektor dank einer hoheren
Kofinanzierungsquote des Staates. Zu den Maldnahmen auf dem Gebiet der
Wettbewerbsfahigkeit zéhlen eine Verschiebung der Indexierung der Lohne und
Gehdlter (einschliefdlich mittels des automatischen Indexierungssystems) vom
Fruhjahr 2011 auf Oktober 2011 und die Zusage, mit den Sozialpartnern eine ahnliche
Verschiebung fir 2012 auszuhandeln. Zudem verpflichtete sich die Regierung zur
Verbesserung des Geschéftsumfelds durch eine Vereinfachung der Verwaltung und
eine bessere Infrastruktur. So tragen sie der allgemeineren im Stabilitdts- und im
nationalen Reformprogramm erluterten Reformagenda Rechnung und gehen
Herausforderungen in den Bereichen Altersversorgung, Wettbewerbsfahigkeit,
Beschéftigung (insbesondere junger und alterer Arbeitnehmer) sowie im Finanzsektor
an. Allerdings sind einige der vorgeschlagenen Reformen noch nicht in allen
Einzelheiten abgeklart. Die Verpflichtungen des Euro-Plus-Pakts wurden gepriift und
in diesen Empfehlungen berticksichtigt.

Die Kommission hat das Stabilitétsprogramm und das nationale Reformprogramm
Luxemburgs, einschliefflich der Verpflichtungen im Rahmen des Euro-Plus-Pakts,
bewertet. Sie hat dabei nicht nur deren Relevanz fur eine auf Dauer tragféhige

Einzelheiten zu den Verpflichtungen im Rahmen des Euro-Plus-Pakts sind Gegenstand des Dokuments
SEK(2011) 724.
SEK(2011) 724.
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Haushalts-, Sozial- und Wirtschaftspolitik in Luxemburg berticksichtigt, sondern auch
die Einhaltung der EU-Vorschriften und Richtungsvorgaben, da es notwendig ist, die
generelle wirtschaftspolitische Steuerung der Europédischen Union durch auf EU-
Ebene entwickelte Vorgaben fur kinftige nationale Entscheidungen zu stérken. Vor
diesem Hintergrund vertritt die Kommission die Auffassung, dass 2011 das Defizit
angesichts positiver makrotkonomischer Aussichten noch stérker abgebaut und
haushaltspolitisch grofere Anstrengungen unternommen werden konnten, um das
MTO bereits 2012 zu erreichen. Auch bedarf es weiterer Mal3nahmen zur
Reformierung des Altersversorgungssystems, der Forderung eines aktiven Alterns, des
Ausbaus der Wettbewerbsfahigkeit und der Hilfe fur junge Menschen beim
Berufsstart.

Auf der Grundlage dieser Bewertung hat der Rat die Aktualisierung 2011 des
Stabilitatsprogramms Luxemburgs gepriift. Seiner Stellungnahme® wird vor alem in
den folgenden Empfehlungen 1 und 2 Rechnung getragen. Unter Berlicksichtigung der
Schlussfolgerungen des Européischen Rats vom 25. Méarz 2011 hat der Rat das
national e Reformprogramm L uxemburgs geprft -

EMPFIEHLT: Luxemburg sollte im Zeitraum 2011-2012 Mal3nahmen ergreifen, um

1)

)

®3)

(4)

die verbesserte Konjunkturlage zu nutzen und die haushaltspolitischen Bemihungen
weiter auszubauen sowie das nominale Defizit noch mehr zu reduzieren und bereits
2012 das mittelfristige Ziel zu erreichen;

eine umfangreiche Altersversorgungsreform vorzuschlagen und umzusetzen, so dass
die langfristige Tragfahigkeit des Altersversorgungssystems gewahrleistet ist. Dazu
zéhlen Malinahmen zur Steigerung der Betelligungsguote dterer Arbeitnehmer,
insbesondere eines Abratens von Vorruhestandsregelungen, sowie Mal3nahmen, die
das gesetzliche Rentenalter mit der Lebenserwartung verknipfen;

im Einvernehmen mit den Sozialpartnern und unter Berlicksichtigung nationaler
Praktiken das Lohnrundensystem zu reformieren und sicherzustellen, dass das
L ohnwachstum den Entwicklungen auf dem Gebiet der Arbeitsproduktivitét und der
Wettbewerbsfahigkeit besser Rechnung tragt;

die Jugendarbeitslosigkeit abzubauen, indem Aus- und Weiterbildungsmal3nahmen
gefordert werden, die die Fahigkeiten junger Menschen besser an die
Arbeitsmarktbeduirfnisse anpassen.

Geschehen zu Briissel am

Im Namen des Rates
Der Prasident

Im Sinne von Artikel 5 Absatz 3 der Verordnung (EG) Nr. 1466/97 des Rates.
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	unter Berücksichtigung der Schlussfolgerungen des Europäischen Rates,

